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aus allen sozialen Schichten für die Bundeswehr zu ge-
winnen. Die Zahlen sehen im Augenblick eher positiv
aus. Da hatten Sie im Verteidigungsausschuss recht, Herr
Minister; wir haben uns von den Zahlen überzeugt. Bei
den jungen Menschen ist die Bereitschaft für den Frei-
willigendienst vorhanden. Leider wird dieses Projekt
von der Regierung in der ganzen Breite der Jugendfrei-
willigendienste, von der Bundeswehr bis hin zum sozia-
len Bereich, völlig unengagiert und uninspiriert ange-
gangen. Den jungen Menschen wird lediglich ein
liebloser Brief bzw. ein Flyer zugeschickt. Das reicht
nicht aus. Es muss ein Projekt der Politik werden, Ju-
gendfreiwilligendienste attraktiv zu machen, und zwar
sowohl ideell als auch materiell. Unser dringender Rat
lautet: Werfen Sie einen Blick in die Bundesländer.
Schauen Sie sich beispielsweise die guten Vorschläge
aus Rheinland-Pfalz an.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Oijoijoi!)

Sie brauchen die Bundesländer, wenn Sie diese Idee ins
Bildungssystem implementieren wollen. Sie brauchen
ebenso den Städte- und Gemeindetag, um aus dieser
grundsätzlich guten Idee eine Anerkennungskultur zu
entwickeln.

Aber nichts passiert, Herr Minister. Das mangelnde
Engagement erkennt man an dem, was Sie selbst vorge-
tragen haben. Die ursprüngliche Idee war es, 15 000
Dienstposten zu schaffen. Diese Zahl haben Sie bereits
auf 5 000 reduziert, und jetzt warten Sie ab, ob noch
mehr dazukommen. Nein, Herr Minister, Sie müssen
15 000 Freiwillige wollen und alles dafür tun, dass sie
auch kommen. Das ist Ihre Aufgabe.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb muss auch an dieser Stelle nachjustiert werden.

Das Wichtigste in den nächsten Jahren aber wird sein,
den Soldatenberuf unter veränderten demografischen
Voraussetzungen und einer veränderten Wirtschaft mit
mehr Wettbewerb um die klugen jungen Leute attraktiv
zu halten. In einer Schublade im Ministerium liegen seit
Jahren 82 Vorschläge für ein Attraktivitätsprogramm.
Wir erwarten nicht, dass diese über Nacht umgesetzt
werden. Wir erwarten aber, dass Prioritäten gesetzt wer-
den und dass den Soldaten und den potenziellen Bewer-
bern genau erklärt wird, welche Attraktivitätsschritte in
den nächsten Jahren unternommen werden. Das wird
Geld kosten; das gehört zur Wirklichkeit. Wenn wir die-
ses Attraktivitätsprogramm jetzt nicht aufs Gleis setzen,
werden wir in 10 bis 15 Jahren vielleicht noch die aus-
reichende Zahl von Köpfen bei der Bundeswehr haben,
wir werden jedoch eine andere Bundeswehr haben. Wir
werden nicht mehr die Bundeswehr haben, auf die wir so
stolz sein können, weil sie die Prinzipien vom Staatsbür-
ger in Uniform und der Inneren Führung durchgängig
von den Generälen bis zu den Mannschaften lebt und
versteht. Daher ist die Attraktivitätssteigerung für uns
die zentrale Herausforderung.

Letzter Punkt. Herr Minister, kürzen Sie die Zahl der
Zivilbeschäftigten nicht so stark wie vorgesehen! Bei al-
len Armeen, die ihre Streitkräfte verkleinert haben, zum
Beispiel Frankreich, Großbritannien und die USA, hat

sich deutlich gezeigt: Je weniger Soldaten es gibt, umso
mehr Unterstützung durch zivile Mitarbeiter � vor allen
Dingen im anspruchsvollen technischen Bereich � ist
notwendig. Überdenken Sie diese Zahlen noch einmal.
Wir haben den Eindruck, dass es hier nur um eine Schät-
zung geht und es keine seriöse Planung gibt. Wenn Sie
zu sehr kürzen, werden Sie am Ende merken, wie not-
wendig die zivilen Beschäftigten sind.

Lassen Sie mich zum Schluss Ihr Angebot annehmen.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Sie müssen wirklich zum Schluss kommen, Herr Kol-

lege.

Rainer Arnold (SPD):
Ich komme zum Schluss.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Herr Minister, wenn Sie an diesen Stellen nachjustie-
ren, kann es in der Tat so sein, dass die Sozialdemokra-
ten diese Reform am Ende politisch mittragen; aber die
von mir skizzierten Punkte sind unabdingbar. Ich glaube,
die Reform würde besser, wenn Sie hier zuhören; sie
würde besser für unsere Gesellschaft, für deutsche Si-
cherheitsinteressen und auch für die Soldaten.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollegin Elke Hoff für die FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Minister, lassen Sie auch mich zu Beginn mei-
ner Rede Ihnen im Namen der FDP-Fraktion unsere
herzliche Anteilnahme am Tod eines jungen Hauptman-
nes im Einsatz zum Ausdruck bringen. Auch wir sind in
Gedanken bei der Familie, den Angehörigen und den
Freunden.

Ich glaube, es wird in dieser schwierigen Zeit in
Afghanistan nicht das letzte Mal sein, dass wir uns damit
auseinandersetzen müssen. Deswegen ist es so wichtig,
dass Sie heute in dieser Debatte einen Akzent gesetzt ha-
ben, der über den Alltag hinausgeht. Wir diskutieren
heute nicht nur darüber, wie die Strukturen der Bundes-
wehr in Zukunft aussehen sollen, wir diskutieren auch
nicht nur über die Wehrform oder über die Attraktivität
der Streitkräfte, sondern wir diskutieren auch über das
veränderte sicherheitspolitische Umfeld weltweit, in das
wir unsere Streitkräfte in den nächsten Jahren entsenden
werden.

Sie haben mit der Vorlage der Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien etwas getan, das von vielen Soldatin-
nen und Soldaten im Einsatz in Gesprächen vor Ort im-
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mer wieder gefordert wird: Erklärt uns, warum wir vom
Deutschen Bundestag in einen Einsatz geschickt wer-
den! � Ich glaube, es ist sehr wichtig, an dieser Stelle zu
erwähnen, dass die zukünftigen Herausforderungen in
der Sicherheitspolitik weit von dem entfernt sind, wofür
die Streitkräfte seinerzeit in der Bundesrepublik
Deutschland aufgestellt worden sind. Die Sicherheits-
lage hat sich verändert; der symmetrische Krieg von da-
mals hat sich zu einer asymmetrischen Herausforderung
entwickelt. Das bedeutet, dass auch die Herausforderun-
gen für unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz
mehr denn je davon abhängen, welche Rückendeckung
sie von der Politik haben und wie klar der Auftrag ist,
mit dem sie in Einsätze gesendet werden.

Meines Erachtens müssen wir auch viel intensiver da-
rüber diskutieren, dass die Zivilbevölkerung in den je-
weiligen Krisengebieten immer mehr zum Mitstreiter,
zur Zielgruppe, zur Partei, zum Beteiligten in Konflikten
wird. Das heißt, unsere Soldatinnen und Soldaten wer-
den in ein Umfeld geschickt, das unklar ist. Die Fähig-
keiten, die sie in Zukunft brauchen werden, dürfen daher
nicht allein den Umgang mit militärischem Gerät be-
inhalten. Sie müssen weitere Qualifikationen haben, zum
Beispiel kulturelle Kompetenz, Sprachfähigkeiten und
die Fähigkeit, sich mit zivilen Beschäftigten vor Ort zu
vernetzen. Sie müssen auch den vernetzten Ansatz, den
Sie hier mit Recht deutlich hervorgehoben haben, voran-
bringen. Das bedeutet aber auch, dass wir nicht nur das
militärische Portfolio und das militärische Spektrum ei-
nes Einsatzes der Bundeswehr festlegen, sondern weit
darüber hinausgehen müssen. Ich darf an dieser Stelle
eine persönliche Bemerkung machen: Ich glaube, dass
wir über kurz oder lang nicht an der Definition einer na-
tionalen Sicherheitsstrategie vorbeikommen werden,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

weil die Herausforderungen ungleich größer werden.

Wir müssen uns auch damit befassen, die Legitima-
tion zukünftiger Einsätze der Bundeswehr durch zwei
wichtige Komponenten zu ergänzen: Erstens bedarf es
der Legitimität der Zivilbevölkerung im Einsatzland,
zweitens aber auch der Unterstützung und der Legitimi-
tät der entsendenden Nation. Das heißt, die Erklärung,
warum wir uns an einem Einsatz beteiligen, ist meines
Erachtens wichtiger und notwendiger denn je, insbeson-
dere dann, wenn das, was Sie, Herr Minister, vorgetra-
gen haben, zutrifft: wenn ein originäres nationales Inte-
resse möglicherweise nicht so klar zu definieren ist, wie
es in der Vergangenheit der Fall war.

Wir müssen uns darüber klar sein, dass wir in Zukunft
auf internationaler Ebene auch über die Frage diskutie-
ren müssen: Wie definieren wir den Status eines Kom-
battanten? Neue Technologien und neue Herausforde-
rungen führen dazu, dass die Zivilisierung auch
militärischer Fähigkeiten immer weiter voranschreitet.
Die Frage �Was sind die Sicherheitsherausforderungen
des 21. Jahrhunderts?� geht weit über das hinaus, wo-
rüber wir hier und heute in Bezug auf die zukünftige
Struktur der Bundeswehr diskutieren.

Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, an dieser
Stelle darauf einzugehen. Sie haben klugerweise immer
wieder darauf hingewiesen, dass die Reform der Struktur
der Streitkräfte nicht nur in finanzieller Hinsicht und
nicht nur durch die bestehenden Herausforderungen de-
terminiert ist, sondern auch durch die demografische
Entwicklung. Wir müssen uns darauf einstellen, dass
sich in Zukunft nicht mehr so viele junge Männer und
Frauen für den Dienst an der Waffe entscheiden werden,
wie es in der Vergangenheit der Fall war.

Vor diesem Hintergrund kommt der Attraktivität des
Soldatenberufes eine erhebliche Bedeutung zu. Die Re-
gierungsfraktionen und die Bundesregierung haben sehr
klare Vorstellungen davon, wie die Attraktivität der Bun-
deswehr gesteigert werden kann. Ich glaube, dass auch
die Opposition bereit ist, sich konstruktiv in diese Dis-
kussion einzubringen und die notwendigen Entscheidun-
gen im Sinne der Bundeswehr und der deutschen Sicher-
heitspolitik mitzutragen. So habe ich Sie, Herr Kollege
Arnold, trotz aller Kritik, die Sie geäußert haben, ver-
standen.

Wir diskutieren heute nicht zum letzten Mal darüber,
wie die Bundeswehr der Zukunft aussieht. Für meine
Begriffe müsste die heutige Diskussion eigentlich der
Beginn einer breiten sicherheitspolitischen Debatte sein.
Wir dürfen nicht den Fehler machen, lediglich zum Aus-
druck zu bringen: Ja, wir werden die Bundeswehr in Zu-
kunft in internationale Einsätze schicken. � Das reicht
nicht aus. Wir müssen uns auch fragen: Kann sie das
leisten? Können wir die notwendigen zivilen und militä-
rischen Fähigkeiten überhaupt bereitstellen? Wann über-
fordern wir unser eigenes Gemeinwesen, wenn es darum
geht, in Konfliktregionen dieser Welt zu intervenieren
und sich dort einzusetzen? Ich glaube, dass wir es nicht
nur uns selbst, sondern auch der Bevölkerung schuldig
sind, ganz klar zu sagen, was wir können und was wir
nicht können.

Wir haben in letzter Zeit, gerade in der Diskussion
über Libyen, viel über �responsibility to protect� gespro-
chen. Das klingt sehr gut, und das ist ein hehrer morali-
scher Anspruch. Dennoch sollten wir gleichzeitig auch
an �ability to protect� denken. Verfügen wir tatsächlich
über die notwendigen Fähigkeiten? Wenn es um den
Einsatz unserer Streitkräfte geht, dürfen wir nicht Emo-
tionen zur Grundlage unserer Entscheidung machen. Es
darf nicht so sein, dass wir dort tätig werden, wo die
meisten Fernsehbilder entstehen und wo die mediale
Aufmerksamkeit am größten ist. Vielmehr müssen wir
bei unserer Entscheidung bedenken: Wo haben wir ein
Interesse? Wo können wir helfen? Haben wir die Mittel?
Was ist das Ziel, was soll am Ende herauskommen? Es
ist nämlich leichter, einen militärischen Konflikt zu be-
ginnen, als ihn zu beenden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich glaube, dass wir unseren Soldatinnen und Soldaten
schuldig sind, sehr genau zu erwägen, in welches Szena-
rio wir sie schicken, weil sie es am Ende sind, die den
ultimativen Preis dafür bezahlen müssen, wenn wir eine
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sicherheitspolitische Fehleinschätzung vorgenommen ha-
ben.

Ich möchte meine Rede mit den Worten des berühm-
ten chinesischen Generals und Militärphilosophen Sun
Tzu beenden. Er hat gesagt:

Die Kunst des Krieges ist für den Staat von ent-
scheidender Bedeutung. Sie ist eine Angelegenheit
von Leben und Tod, eine Straße, die zur Sicherheit
oder in den Untergang führt. Deshalb darf sie unter
keinen Umständen vernachlässigt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Paul Schäfer für die Fraktion

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Natürlich ist man froh, wenn ein Bundesminister
der Verteidigung sich seriös und weniger glamourös prä-
sentiert.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Aber nicht auf die Inszenierung, auf die Inhalte kommt
es an, und die sind falsch � bei zu Guttenberg wie bei de
Maizière.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, Sie wollen eine Armee, die weltweit
einsetzbar ist, die im Zweifelsfall auch Krieg führen soll
und die auch ein Instrument durch Durchsetzung macht-
und wirtschaftspolitischer Interessen sein kann. Das al-
les halten wir für falsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie reden, Herr Minister, von einer Neuausrichtung
der Bundeswehr. Doch davon kann überhaupt keine
Rede sein. Sie setzen den unter SPD und Grünen begon-
nenen Umbau der Bundeswehr zur Einsatzarmee fort.
Eine wirkliche Reform müsste innehalten und eine kriti-
sche, schonungslose Bilanz der Auslandseinsätze ziehen.
Daraus müssten Schlüsse gezogen werden. Aber genau
das tun Sie nicht. Die Bundeswehr ist seit zehn Jahren
im Einsatz im Afghanistan. Ein Ende ist nicht absehbar.
Die Sicherheitslage hat sich von Jahr zu Jahr verschlech-
tert. Die Zahl der Toten steigt kontinuierlich. Für den
Einsatz wird eine Riesenmenge an Geld und Ressourcen
benötigt. Deshalb kann man sagen: Afghanistan ist keine
Blaupause für künftige Bundeswehreinsätze; es ist ein
abschreckendes Beispiel.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Lektion lautet: Man kann mit militärischen Mitteln
den Terrorismus nicht schlagen und auch keine Nationen
aufbauen. Aber Sie machen weiter, haben jetzt sogar
noch Pakistan als möglichen neuen Einsatzort ins Ge-
spräch gebracht. Da wird einem angst und bange.

Die Grundrichtung stimmt nicht. Sie wollen die Per-
sonalstärke der Streitkräfte zwar verringern; aber den
Anteil der Soldatinnen und Soldaten, die dauerhaft in
Auslandseinsätzen kämpfen können, wollen Sie noch er-
höhen. Wofür? Wozu? Unter welchen Voraussetzungen?
Das bleibt unklar, Hauptsache: allzeit bereit � und das
weltweit.

Wenn Sie auch noch sagen: �Wir wollen eine Bundes-
wehr zur Sicherung der außenpolitischen Handlungsfä-
higkeit des Landes� � das sagen Sie so �, dann ist das in
unseren Augen nichts weiter als ein Blankoscheck für
Interventionismus, und dafür gilt: Ohne uns!

(Beifall bei der LINKEN)

Die neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien sind
� man muss es so sagen � ein alter Hut. Sie beschwören
wieder einmal die bekannten diffusen Risiken, denen wir
zukünftig ausgesetzt sein werden � Flüchtlingsströme,
knapper werdende Rohstoffe, Weiterverbreitung von
Atomwaffen �, und präsentieren wieder nur die alte Ant-
wort, dass man in der Lage sein müsse, diesen Risiken
auch militärisch zu begegnen. Unsere Antwort ist eine an-
dere: Die neuen globalen Probleme können nachhaltig
nur mit nichtmilitärischen, das heißt mit zivilen Mitteln
und mit einer Politik globaler Gerechtigkeit gelöst wer-
den. Das ist das, für das sich die Bundesrepublik Deutsch-
land im UNO-Sicherheitsrat stark machen müsste.

(Beifall bei der LINKEN)

Neu, Herr Minister, ist allenfalls die Tonlage, mit der
Sie über den Zusammenhang von Militär und wirtschaft-
lichen Interessen reden. Sie haben bei der Präsentation
der Verteidigungspolitischen Richtlinien gesagt, unser
Platz in der Welt werde dadurch bestimmt, dass wir von
Rohstoffen und Exporten abhängig seien, und dann un-
verblümt festgestellt � ich zitiere �:

Wir haben ein nationales Interesse am Zugang zu
Wasser, zu Lande und in der Luft.

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig! So ist
das!)

Das ist kühn. Meinen Sie das auch weltweit? Sie sollten
schon höllisch aufpassen, wenn Sie eine solch aggres-
sive, zumindest missverständliche Sprache gebrauchen.
Die Linke will jedenfalls nicht, dass Bundeswehrsolda-
ten für Wirtschaftskriege in Marsch gesetzt werden. Das
ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht uns also nicht darum, die vorhandenen Struktu-
ren zu optimieren; es geht darum, sie zu revidieren. Dazu
haben wir unsere Position als Bundestagsfraktion kon-
kretisiert.

An erster Stelle steht für uns die Rückbesinnung auf
den Auftrag in Art. 87 a des Grundgesetzes:

Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf.

Davon ist auch unsere zweite Forderung bestimmt:
Die Bundeswehr sollte in ihren Strukturen auf Defensive
ausgerichtet sein. Das heißt, wir brauchen keine verleg-
baren Hauptquartiere und keine Einsatzverbände, die,


